Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 

1949 


Drucksache Nr. 1752 


Antrag 

der Abgeordneten Hilbert und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden 
Gesetzentwurf seine Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Neugliederung in dem die Län- 
der Baden, Württemberg-Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern umfassenden 
Gebiete 

Da eine Vereinbarung der Länder Baden, Würt- 
temberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern 
über die Neugliederung dieser Länder gemäß Ar* 
tikel 118 Satz 1 des Grundgesetzes nicht zustande 
gekommen ist, hat der Bundestag gemäß Artikel 118 
Satz 2 des Grundgesetzes das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

§ 1 

(1) In den Ländern Baden, Württemberg-Baden 

und Württemberg-Hohenzollern findet am 

ein Volksentscheid statt. 

(2) Den Abstimmungsberechtigten werden fol- 
gende Fragen vorgelegt: 

a) im Lande Baden und im Landesbezirk Baden 
des Landes Württemberg-Baden (Gesamtbaden) : 

Wünschen Sie die Wiederherstellung des alten 
Landes Baden? 

Oder 

Wünsdien Sie die Vereinigung der drei Län- 
der Baden, Württemberg-Baden und Würt* 
temberg-Hohenzollern zum Südweststaat? 

b) im Lande Württemberg-Hohenzollern und im 
Landesteil Württemberg des Landes Württem- 
berg-Baden (Gesamtwürttemberg): 

Wünschen Sie die Wiederherstellung des 
alten Landes Württemberg (einschließlich 
Hohenzollern)? 

Oder 

Wünschen Sie die Vereinigung der drei Län- 
der Baden, Württemberg-Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern zum Südweststaat? 

§ 2 

(1) Der Stimmzettel hat folgenden Wortlaut und 
folgende Form: 
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a) im Lande Baden und im Landesbezirk Baden 
des Landes Württemberg-Baden (Gesamt- 
baden): 

Stimmzettel für den Volksen tsdieid 
am 1951 


L Idi wünsdie die Wiederherstellung 
des alten Landes Baden. 

Oder 

2. Ich wünsdie die Vereinigung der drei 
Länder Baden, Württemberg-Baden 
und Württemberg-Hohenzollern zum 
Südweststaat. 


(20X13 cm) 

b) im Lande Württemberg-Hohenzollern und im 
Landesteil Württemberg des Landes Württem- 
berg-Baden (Gesamtwürttemberg); 

Stimmzettel für den Volksentsdieid 
am 1951 


1. Idi wünsche die Wiederherstellung 
des alten Landes Württemberg (ein- 
schließlich Hohenzollern). 

Oder 

2. Idi wünsdie die Vereinigung der drei 
Länder Baden, Württemberg-Baden C j 
und Württemberg-Hohenzollern zum 
Südweststaat. 


(20X13 cm) 

(2) Ein Stimmberechtigter kann nur eine der 
beiden Fragen bejahen. Die Stimmabgabe erfolgt 
durch Einsetzen eines Kreuzes (X) in den einen der 
beiden Kreise oder durch eine sonstige deutliche 
Kennzeichnung. 

§ 3 

(1) Stimmberechtigt ist, wer am Abstimmungstag 

1, Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes ist; 

2, das 21. Lebensjahr vollendet hat; 

3, seit mindestens einem Jahr den einzigen Wohn 
sitz im Lande hat oder wer im Lande geboren 
ist; 

4, nach den im Lande geltenden Vorschriften 
weder vom Stimmrecht ausgeschlossen noch in 
der Ausübung des Stimmrechts behindert ist. 
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(2) Hat der Stimmberechtigte innerhalb des Lan- 
des mehrere Wohnsitze, so kann er seine Stimme 
nur einmal abgeben. 

(3) Personen, die nach dem 8. Mai 1945 aus Ge- 
samtwürttemberg (einschließlich Hohenzollern) in 
Gesamtbaden zugezogen sind, sind nur in Gesamt- 
Württemberg (einschließlich Hohenzollern) stimm- 
berechtigte Personen, die nach dem 8. Mai 1945 aus 
Gesamtbaden in Gesamtwürttemberg (einschließlich 
Hohenzollern) zugezogen sind, sind nur in Gesamt- 
baden stimmberechtigt. 

(4) Stimmscheine des Landes Baden und des Lan- 
desbezirks Baden (Nordbaden) sind nur in Gesamt- 
baden, Stimmscheine des Landes Württemberg- 
Hohenzollern und des Landesteils Württemberg 
(Nordwürttemberg) sind nur in Gesamtwürttemberg 
(einschließlidi Hohenzollern) gültig. 

(5) Auf den Volksentscheid, insbesondere auf die 
Aufstellung und öffentlidie Auflegung der Stimm- 
listen und den Einspruch gegen ihre Richtigkeit, die 
Anfechtung von Abstimmungen und die Durdifüh- 
rung von Nadiabstimmungen finden die landes- 
gesetzlichen Vorschriften über Volksabstimmungen 
(Volksentscheide) entsprechende Anwendung. 

§ 4 

(1) Stimmt in Gesamtbaden oder in Gesamt- 
württemberg (einschließlich Hohenzollern) dio 
Mehrheit der Abstimmenden für die Wiederherstel- 
lung des alten Landes Baden oder des alten Landes 
Württemberg (einschließlich Hohenzollern), so wer- 
den diese Länder wieder hergestellt. 

(2) Stimmt sowohl in Gesamtbaden wie auch In 
Gesamtwürttemberg (einschließlich Hohenzollernl 
bei Beteiligung der Mehrheit der Stimmberechtigten 
die Mehrheit der Abstimmenden für den Südwest- 
staat, so wird der Südweststaat gebildet. 

§ 5 

(1) Lautet die Entscheidung des Volkes auf die 
Wiederherstellung des alten Landes Baden oder des 
alten Landes Württemberg (einschließlich Hohen- 
zollern), so ist mit dem ersten Tag des dem Volks- 
entscheid folgenden Monats 

a) der Landesbezirk Baden (Nordbaden) aus dem 
bisherigen Land Württemberg-Baden ausgeglie^ 
dert und mit dem bisherigen Land Baden (Süd* 
baden) zu einem Land wieder vereinigt; 

b) der Landesteil Württemberg (Nordwürttem- 
berg) aus dem bisherigen Land Württemberg- 
Baden ausgegliedert und mit dem bisherigen 
Land Württemberg-Hohenzollern (Südwürt- 
temberg) zu einem Land vereinigt. 

(2) Die neuen Länder sind Rechtsnachfolger der 
Länder und Länderteile, aus denen sie gebildet 
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werden. Sie übernehmen deren Vermögen und Ver- 
bindlichkeiten. Bis zum Inkrafttreten ihrer Verfas* 
sungen gelten für die Ausübung der hoheitlichen 
und fiskalischen Rechte die Verfassungen der bis- 
herigen Länder. An die Stelle der Regierung und 
des Landtags treten im Landesbezirk Baden (Nord- 
baden) der Präsident des Landesbezirks mit den 
Landesbezirksdirektoren und die im Landesbezirk 
Baden (Nordbaden) gewählten Abgeordneten des 
Württembergisch-Badischen Landtags, im Landes- 
teil Württemberg (Nordwürttemberg) eine Landes- 
bezirk sregierung und die im Landesteil Württem- 
berg (Nordwürttemberg) gewählten Abgeordneten 
des Württembergisch-Badischen Landtags. 

(3) Nach der amtlichen Bekanntgabe des Ergeb- 
nisses des Volksentscheids wird für jedes der neuen 
Länder ein aus vier Mitgliedern bestehender Über- 
leitungsausschuß gebildet. Je zwei der Mitglieder 
eines jeden Überleitungsausschusses werden von den 
Regierungen der bisherigen Länder Baden und 
Württemberg-Hohenzollern und den Regierungen 
des Landesbezirks Baden (Nordbaden) und des 
Landesteils Württemberg (Nordwürttemberg) aus 
ihrer Mitte berufen. Den Vorsitz führt, monatlich 
abwechselnd, in Gesamtbaden ein Mitglied des bis- 
herigen Landes Baden und ihm folgend ein Mit- 
glied des Landesbezirks Baden (Nordbaden), in 
Gesamtwürttemberg (einschließlich Hohenzollern') 
ein Mitglied des Landesteils Württemberg (Nord- 
württemberg) und ihm folgend ein Mitglied -des 
bisherigen Landes Württemberg-Hohenzollern, im 
Falle der Verhinderung das andere Mitglied des be- 
treffenden Landes oder Landesteils. Der Überlei- 
tungsausschuß beschließt mit Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. 

(4) Jeder Überleitungsausschuß übernimmt für 
das Land, für das er gebildet wird, zu dem in Ab- 
satz 1 bestimmten Zeitpunkt die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen, die den Ländern als Staaten und Glie- 
dern der Bundesrepublik obliegen. Er beruft die 
Verfassunggebende Versammlung seines Landes. Die 
Verfassunggebende Versammlung jedes Landes be- 
steht aus fünfzig Mitgliedern, die zu gleichen Teilen 
vom Landtag des bisherigen Landes Baden und den 
im Landesbezirk Baden (Nordbaden) gewählten 
Abgeordneten des Württembergisch-Badischen Land- 
tags sowie vom Landtag des Landes Württemberg- 
Hohenzollern und den im Landesteil Württemberg 
(Nordwürttemberg) gewählten Abgeordneten des 
Württembergisch-Badischen Landtags nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl bestimmt werden. 

(5) Die Verfassunggebenden Versammlungen 
haben die Verfassungen ihrer Länder auszuarbeiten 
und zu beschließen. Jede Verfassung ist angenom- 
men, wenn ihr die Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
ihrer Mitglieder zustimmt. Jede Verfassung ist zum 
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Volksentscheid zu bringen, wenn ein Drittel der 
gesetzlichen Zahl ihrer Mitglieder es beantragt. 

(6) Die zu dem in Absatz 1 bestimmten Zeit- 
punkt in den bisherigen Ländern geltenden Rechts- 
vorschriften bleiben in ihrem Geltungsbereich in 
Kraft, soweit sie nicht mit diesem Gesetz in Wider- 
spruch stehen. 

§ 6 

(1) Lautet die Entscheidung des Volkes auf die 
Bildung des Südweststaates, so sind mit dem ersten 
Tage des dem Volksentscheid folgenden Monats 
das Land Baden, das Land Württemberg-Baden und 
das Land Württemberg-Hohenzollern zu einem 
neuen Staat (Südweststaat) vereinigt. 

(2) Der Südweststaat ist Rechtsnachfolger der 
Länder Baden, Württemberg-Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern. Er übernimmt deren Ver- 
mögen und Verbindlichkeiten. Bis zum Inkraft- 
treten seiner Verfassung gelten für die Ausübung 
der hoheitlichen und fiskalischen Rechte die Ver- 
fassungen der bisherigen Länder. 

(3) Nach der amtlichen Bekanntgabe des Er- 
gebnisses des Volksentscheids wird ein aus sechs 
Mitgliedern betehender Überleitungausschuß ge- 
bildet. Je zwei seiner Mitglieder werden von jeder 
Regierung der bisherigen Länder Baden, Württem- 
berg-Baden und Württemberg-Hohenzollern aus 
ihrer Mitte berufen. Den Vorsitz führt, monatlidi 
abwechselnd, ein Mitglied des Landes Württem- 
berg-Baden, ihm folgen ein Mitglied des Landes 
Baden und schließliA ein Mitglied des Landes 
Württemberg-Hohenzollern, im Falle der Verhin- 
derung das andere Mitglied des betreffenden Lan- 
des. Der Überleitungsausschuß beschließt mit 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(4) Der Überleitungsausschuß übernimmt für 
den Südweststaat zu dem in Absatz 1 bestimmten 
Zeitpunkt die Erfüllung der Verpflichtungen, die 
den Ländern als Staaten und Gliedern der Bundes- 
republik obliegen. Er beruft die Verfassunggebende 
Versammlung. Die Verfassunggebende Versamm- 
lung besteht aus sechzig Mitgliedern, von denen je 
zwanzig von den Landtagen der bisherigen Länder 
Baden, Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern nach den Grundsätzen der Verhält- 
niswahl bestimmt werden. 

(5) Die Verfassunggebende Versammlung hat 
die Verfassung und das Wahlgesetz für den ersten 
Landtag auszuarbeiten und zu beschließen. Die 
Verfassung und das Wahlgesetz sind angenommen, 
wenn sowohl die Mehrheit der gesetzlichen Zahl 
ihrer gesamtbadischen wie auch ihrer gesamtwürt- 
temberglschen Mitglieder ihnen zustimmt. Die 
Verfassung und das Wahlgesetz sind zum' Volks- 
entscheid zu bringen, wenn ein Drittel der gesetz- 
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liehen 2ahl ihrer gesamtbadisefaen oder gesamt- 
württembergisdien Mitglieder es beantragt. Für 
ihre Annahme im Volksentscheid ist sowohl die 
Mehrheit der in Gesamtbaden wie auch in Gesamt- 
württemberg abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(6) Die zu dem in Absatz 1 bestimmten Zeit- 
punkt in den bisherigen Ländern geltenden Rechts- 
vorschriften bleiben in ihrem Geltungsbereich In 
Kraft, soweit sie nicht mit diesem Gesetz in 
Widerspruch stehen. 

§ 7 

Im Landesteil Hohenzollern des Landes Würt- 
temberg-Hohenzollern kann innerhalb eines Jah- 
res nach dem In § 1 Absatz 1 genannten Abstim- 
mungstag durch Volksbegehren eine Änderung der 
über die Landeszugehörigkeit getroffenen Ent- 
scheidung gefordert werden. Das Volksbegehren 
bedarf der Zustimmung eines Zehntels der zum 
Landtag wahlberechtigten Bevölkerung. Kommt 
das Volksbegehren zustande, so ist der begehrte 
Gesetzentwurf im Landesteil Hohenzollern zum 
Volksentscheid zu bringen. Wird der Gesetz- 
entwurf durch Volksentscheid angenommen, so 
tritt durch die Annahme die beschlossene Gebiets- 
änderung ein. 

§ 8 

Die, Ausführungsbestimmungen zu diesem Ge- 
setz werden erlassen: 

1. bis zur Durchführung des Volksentscheids 
durch die Regierungen der Länder Baden, 
Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern, jeweils für das Gebiet ihres 
Landes; 

2. falls die alten Länder Baden und Württemberg 
wieder hergestellt werden, durch die Regierun- 
gen (Überleitungsausschüsse) dieser Länder; 

3. falls der Südweststaat gebildet wird, durch die 
Regierung (Überleitungsausschuß) des Südwest- 
staates. 

§9 ^ 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 


Bonn, den 9. Januar 1951 


Hilbert 

Strauß 

Dr. von Brentano 

Dr. Krone 

Kunze 

Feister 

Horn 


Dr. Bucerius 

Massoth 

Degener 

Kuntscher 

Sabel 

Arndgen 
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